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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Im Ständerat hatte Monika Weber (ldu, ZH) eine Motion eingereicht, die vor allem
verschärfte Massnahmen gegen kriminelle Asylbewerber resp. gegen Kriminelle, die
sich unter den Schutz des Asylverfahrens stellen, forderte. Den Hintergrund für ihre
Intervention bildete die Tatsache, dass sich unter den bei den Razzien der Zürcher
Polizei verhafteten Drogendealern regelmässig über 40 Prozent Asylbewerber befinden.
Sie verlangte deshalb die Internierung von Asylbewerbern, gegen welche ein
Strafverfahren eröffnet wurde, und die nicht in Untersuchungshaft genommen worden
sind. Für rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten Verurteilte
forderte sie eine Internierung bis zur Erledigung des Asylgesuchs resp. die
Ausschaffungshaft für solche, deren Gesuch bereits abgelehnt worden ist. Zudem sollte
die heute auf einen Monat beschränkte Ausschaffungshaft bis zu sechs Monaten
verlängert werden können, wenn die Betroffenen die Beschaffung von Ausreisepapieren
behindern. In seiner Antwort betonte Bundesrat Koller, dass die Behörden bereits seit
1991 Massnahmen zur Bekämpfung des Missbrauchs des Asylverfahrens getroffen
hätten, insbesondere mit der Weisung, Gesuche von straffälligen Bewerbern prioritär
zu behandeln. Weitere Verschärfungen, wie etwa die Festsetzung von Aufenthaltrayons
oder die in der Motion Weber erwähnten Massnahmen, würden zur Zeit von einer
Expertenkommission unter rechtsstaatlichen Aspekten genau abgeklärt. Der Rat folgte
seinem Antrag, den Vorstoss in ein Postulat umzuwandeln. 1

MOTION
DATUM: 23.09.1993
HANS HIRTER

Nach dem Nationalrat überwies auch der Ständerat mit 20 zu 15 Stimmen eine Motion
der CVP/EVP/glp-Fraktion, welche mit einer Revision des Asylgesetzes den Vollzug im
Asylwesen verbessern will. Konkret soll der Bund den Kantonen die
Haftgestehungskosten vollumfänglich erstatten. Im Gegenzug muss der Vollzug dringend
stattfinden und wird vom Bund überprüft. Des Weitern fordert die Motion, dass
Rekursverfahren gegen abgelehnte Asylgesuche nicht länger als ein Jahr dauern dürfen,
dass verstärkt Personenkontrollen im Inland und an den Grenzen durchgeführt werden
sowie dass der Vollzug der Strafe im Herkunftsland des Delinquenten gefördert werden
soll. Die Gegner der Motion waren zum einen der Meinung, dass die bestehenden
Vollzugsfragen nicht auf gesetzlicher Ebene behoben werden können. Zum andern
sahen sie in der Vorschreibung einer Behandlungsfrist von abgelehnten Gesuchen einen
Verstoss gegen die verfassungsmässige vorgeschriebene gerichtliche Unabhängigkeit. 2

MOTION
DATUM: 05.03.2012
NADJA ACKERMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

En mars 2018, Phlippe Nantermod (plr, VS) avait déposé une motion visant à instaurer
l'utilisation du bracelet électronique pour se substituer à la détention administrative
dans le cadre de la loi fédérale sur les étrangers (LEI). Il estime plus digne et moins
coûteux d'assigner les personnes à résidence dans l'attente d'une expulsion, plutôt que
de les loger en vue de leur renvoi dans des centres à la charge des cantons, dans des
conditions qu'il décrit comme difficiles et quasi carcérales. 
Le Conseil fédéral s'est montré très réticent au projet. La ministre Karin Keller-Sutter a
notamment rappelé que les personnes tenues de quitter la Suisse ne disposent pas
toutes d'un domicile fixe. En outre, le bracelet électronique ne peut se substituer à la
privation de liberté que quand il n'y a pas lieu de craindre que la personne prenne la
fuite. Or, la détention administrative en attente d'un renvoi a justement pour but
d'empêcher un passage à la clandestinité. Le Conseil national a néanmoins accepté la
motion Nantermod en mars 2020, par 133 voix contre 46 et 4 abstentions. Une
constellation inédite a donné lieu à ce résultat: gauche et droite se sont ralliées
derrière le projet PLR, tandis que le groupe du Centre et le groupe vert'libéral s'y sont
opposés. Les abstentions proviennent de trois socialistes et d'une membre du groupe
écologiste. 3

MOTION
DATUM: 05.03.2020
SOPHIE GUIGNARD
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Arrivée au Conseil des États, la motion Nantermod n'a pas connu le succès rencontré au
national. La CAJ-CE, intéressée par le fond du projet, mais sceptique quand à sa
possibilité de réalisation et son efficacité, à l'image des expériences en France, a
proposé au Conseil de refuser la motion, au profit d'un postulat qu'elle a déposé au
mois d'octobre précédent, qui demande justement un examen approfondi des tenants
et des aboutissants du bracelet électronique dans le cadre de la détention
administrative. La chambre haute a suivi ce conseil, sans débat. 4

MOTION
DATUM: 17.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Asylpolitik

Der Ständerat überwies praktisch diskussionslos eine Motion Huber (cvp, AG) für einen
schweizerischen Beitritt zum europäischen Erstasylabkommen. Bis im nächsten Jahr
soll klar sein, in welcher Form sich die Schweiz an diesem Abkommen der EG-Staaten
beteiligen kann. Ein formeller Beitritt sei allerdings kaum möglich, hiess es anfangs
Dezember an der EG-Konferenz für Asylfragen. Dagegen ist für Brüssel eine Beteiligung
über einen separaten Vertrag denkbar. 5

MOTION
DATUM: 03.10.1991
MARIANNE BENTELI

Entgegen früheren Ankündigungen verzichtete der Bundesrat darauf, mit
Dringlichkeitsrecht Armeeformationen gegen illegal einreisende Asylbewerber
einzusetzen. Er führte aus, die entschärfte Lage im Asylbereich lasse diesen Schritt und
damit die Regelung auf dem ordentlichen Gesetzgebungsweg zu, wollte aber nicht
ausschliessen, dass in einer dramatisch verschärften Notlage nicht doch
Dringlichkeitsrecht zum Zug kommen könnte. Der Nationalrat teilte offenbar diese Sicht
der Dinge indem er eine Motion Ruf (sd, BE) für einen grenzwächterisch-militärischen
Schutz der Grenzen ablehnte, ein Postulat Gysin (fdp, BL) für einen möglichen Einsatz
von Truppen zur Verstärkung des Grenzwachtkorps hingegen annahm. 6

MOTION
DATUM: 02.06.1992
MARIANNE BENTELI

Wegen der dominierenden Rolle, die gewisse Ausländergruppen – vor allem Kosovo-
Albaner –, welche sich unter dem Status von Asylbewerbern in der Schweiz aufhalten,
im Zürcher Drogenmarkt spielen, wurde verschiedentlich der Ruf laut, straffällig
gewordene Asylbewerber bis zu ihrer Ausschaffung zu internieren. Dies verlangten
unter anderem der sozialdemokratische Zürcher Stadtpräsident sowie die Vorsteher
der kantonalen und städtischen Polizeibehörden Zürichs. Im Parlament fand diese
Forderung insbesondere in zwei Motionen ihren Niederschlag – Iten(fdp, ZG) im
Ständerat und Heberlein (fdp, ZH) im Nationalrat – welche beide als Postulat
angenommen wurden. Bundesrat und BFF lehnten das Ansinnen vorerst vehement ab,
lenkten aber, da das Problem zusehends die Öffentlichkeit bewegte, schliesslich ein
und wollten derartige Massnahmen zumindest nicht mehr ausschliessen. 7

MOTION
DATUM: 07.10.1992
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies oppositionslos eine Motion des Ständerates mit dem Auftrag,
einen Status für Gewaltflüchtlinge zu schaffen. Bei den Gewaltflüchtlingen handelt es
sich um Personen, welche die Voraussetzungen des Flüchtlingsbegriffs, wie ihn die
UNO-Flüchtlingskonvention und das schweizerische Asylgesetz definieren, nicht
erfüllen, weil sie nicht individuell verfolgt werden, die aber aus berechtigter Furcht vor
Unruhen, Bürgerkriegen usw. aus ihrer Heimat fliehen. Nach Beruhigung der Lage
können diese Gewaltflüchtlinge in ihr Land zurückkehren, weshalb die Motion auch
verlangt, dass die Rückkehrhilfe für diese Menschen geregelt werden soll. 8

MOTION
DATUM: 07.06.1993
MARIANNE BENTELI

Mit einer im März eingereichten Motion verlangte Nationalrätin Bäumlin (sp, BE), es sei
unverzüglich ein Spezialverfahren für bosnische Flüchtlinge einzurichten, die aus
”ethnisch-gesäuberten” Gebieten stammen, in die sie nicht zurückkehren können. Da
dieser Vorstoss erst in der Wintersession beraten wurde, als die meisten
Wegweisungsentscheide bereits vollzogen waren, war Bäumlin bereit, ihre Motion in ein
Postulat umzuwandeln. Bundesrat Koller, der betonte, Zwangsrückschaffungen in
Minderheitsgebiete würden keine vorgenommen (wohl aber in Mehrheitsgebiete, die
nicht zur engeren Heimat der Flüchtlinge gehören) und auf die Wiederaufbauhilfe der
Schweiz in Bosnien verwies, war auch nicht bereit, dieses entgegenzunehmen, doch
wurde es mit 56 zu 54 Stimmen knapp überwiesen. 9

MOTION
DATUM: 03.12.1998
MARIANNE BENTELI
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Dass dem Parlament ernst ist mit dem Sparauftrag im Asylbereich und es inskünftig
Nachtragskredite nicht mehr akzeptieren wird, machte eine Kommissionsmotion zum
Stabilisierungsprogramm im Nationalrat klar, die vom Bundesrat verlangte, bis Mitte
1999 ein Massnahmenpaket vorzulegen mit dem Ziel, die Ausgaben im Asylbereich bis
zum Jahr 2001 auf maximal 1 Mia. Fr. zurückzuführen. Die Landesregierung verwies
darauf, dass die Kostenentwicklung im Asylbereich nicht in jedem Fall steuerbar sei,
sondern stark von Konfliktsituationen (wie etwa im Kosovo) und vom entsprechenden
Zustrom von Flüchtlingen abhänge. Um sich einen der jeweiligen Situation angepassten
Handlungsspielraum zu bewahren, beantragte sie, die Motion in ein Postulat
umzuwandeln. Goll (sp, ZH) und Bühlmann (gp, LU) verlangten, die Motionen gänzlich
abzulehnen, da dieser Punkt bei den Gesprächen am ”Runden Tisch”  nicht beschlossen
worden sei. Mit 101 zu 57 Stimmen wurde die Motion angenommen. 10

MOTION
DATUM: 16.12.1998
MARIANNE BENTELI

Bei der Beratung des Stabilisierungsprogramms nahm der Ständerat mit 23 zu 4
Stimmen eine Motion des Nationalrates an, die den Bundesrat auffordert, die Ausgaben
im Asylbereich bis zum Jahr 2000 auf maximal 1 Mia Fr. zurückzuführen. Erneut
plädierte die Landesregierung vergebens für Umwandlung in ein Postulat, da angesichts
unvorhersehbarer Ereignisse eine derart strikte Planung nicht möglich sei. 11

MOTION
DATUM: 03.03.1999
MARIANNE BENTELI

Die SP-Fraktion wollte noch weiter gehen und den Bundesrat mit einer Motion
auffordern, dem Parlament 36 Mio Fr. für Beschäftigungsprogramme zur Stärkung der
Rückkehrfähigkeit der Kriegsflüchtlinge zu beantragen. Die Landesregierung machte
geltend, aufgrund der nun rasch erwarteten Heimkehr der meisten Flüchtlinge aus dem
Kosovo sei es gar nicht möglich, derart umfassende Vorhaben zu realisieren. Auf ihren
Antrag wurde der Vorstoss abgelehnt . Angenommen wurde hingegen ein Postulat Föhn
(svp, SZ), welches konkrete Angaben über die vorzusehenden Lehrgänge (Maurer,
Zimmermann usw.) machte. 12

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Gleich wie die FDP, die mit ihrer Forderung nach einem Arbeitsverbot, nach einer
weniger differenzierten Behandlung von kriminellen Asylbewerbern und nach einer
Verstärkung der Grenzbewachung Positionen der SVP übernahm, wollte auch die CVP
im Abstimmungsjahr das politisch brisante Thema des Vollzugs im Asylbereich nicht
einfach kampflos der SVP überlassen. Ihre Fraktion reichte eine Motion ein, die den
Bundesrat beauftragen wollte, Massnahmen zur Verringerung der schweizerischen
Aufnahmestandards zu ergreifen. Konkret hiess das: kein Zugang zum Arbeitsmarkt und
kollektive Unterbringung in Grenznähe für illegal Eingereiste, verstärkte
Grenzüberwachung sowie Familienzusammenführung nur im engsten Kreis (Ehegatten,
Kinder, Eltern). Anvisiert waren klar die Flüchtlinge aus dem Balkan. Als Korrelat zu
diesen Drehungen an der Repressionsschraube verlangte die CVP, dass die Hilfe im
Krisengebiet mit einem Sonderkredit von 100 Mio Fr. massiv verstärkt wird. In der
Wintersession wurde auf Antrag des Bundesrates, der vorrechnete, dass der Bund unter
verschiedenen Titeln bereits an die 100 Mio Fr. zur Hilfe vor Ort eingesetzt oder
gesprochen habe, dieser Punkt der Motion abgelehnt, ebenso die grenznahe
Internierung, da Personen, welche illegal in die Schweiz einreisen, entweder an den
Nachbarstaat, aus dem sie eingereist sind, überstellt oder aber in das reguläre
Asylverfahren aufgenommen werden, weshalb sich diese Massnahme erübrige. Die
restlichen Punkte der Motion wurden als erfüllt abgeschrieben. 13

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Eine andere Motion der CVP-Fraktion, die eine Überprüfung der Betreuungs- und
Fürsorgestandards in der Asylpolitik verlangte, wurde auf Antrag des Bundesrates, der
laufende Abklärungen im Rahmen der Arbeitsgruppe „Finanzierung Asylwesen“ geltend
machte, nur als Postulat angenommen. Eine Motion des Zürcher SVP-Abgeordneten
Fehr, [98.3426] die eine Beschränkung der staatlichen Fürsorgeleistungen auf legal
anwesende Asylbewerber forderte und illegal eingereiste, „papierlose“ und
abgewiesene Personen davon ausnehmen wollte, wurde mit 76 zu 54 Stimmen
verworfen. Auch hier begründete der Bundesrat seinen Antrag auf Ablehnung mit dem
Hinweis auf die Arbeitsgruppe, deren Ergebnisse vorerst abgewartet werden sollten.
Eine von Loretan (fdp, AG) eingereichte Motion zur Internierung weggewiesener
Ausländer und straffällig gewordener Asylsuchender wurde mit 26 zu 5 Stimmen
deutlich gutgeheissen. Bundesrätin Metzler hatte sich unter anderem mit dem Verweis
auf die Europäische Menschenrechtskonvention vergebens gegen den Vorstoss

MOTION
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI
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gewehrt. 14

Die Kommission für Flüchtlingsfragen versuchte herauszufinden, weshalb die Befolgung
der Wegweisungsentscheide so schlecht ist. Sie ortete das Hauptproblem bei der
langen Dauer der Verfahren. Sie empfahl deshalb dem Bundesrat, diese (inkl. Rekurse)
auf sechs Monate zu verkürzen. Je länger der Aufenthalt in der Schweiz dauere, desto
stärker sei die Integration und desto geringer die Bereitschaft zur Ausreise. Wenn die
Wegweisung nicht innerhalb von sechs Monaten verfügt werden könne, beispielsweise
weil sich das Herkunftsland in einem Ausnahmezustand befindet, sei die vorläufige
Aufnahme zu gewähren. Die Kommission möchte die Frage prüfen, ob sich der Zugang
zu Arbeitsmarkt und Ausbildung nicht mittelfristig positiv auf die Rückkehrbereitschaft
auswirken könnte, weil damit eine wirtschaftliche Perspektive in der alten Heimat
geschaffen würde. Zudem regte sie an, die „Rückkehr auf Probe“, die bei den Bosnien-
Flüchtlingen bereits praktiziert wurde, ins gängige Repertoire für Kriegsflüchtlinge
aufzunehmen. 15

MOTION
DATUM: 16.02.2000
MARIANNE BENTELI

Gegen den Willen des Bundesrates, der für den gesamten Vorstoss Umwandlung in ein
Postulat beantragte, überwies der Ständerat (wenn auch nur knapp) drei Punkte einer
Motion Merz (fdp, AR) in der verbindlichen Form. Zur Straffung des Asylverfahrens
sollen die Möglichkeiten für Wiedererwägungsgesuche und Rekurse von abgewiesenen
Asylbewerbern eingeschränkt werden. Zudem soll die Asylrekurskommission (ARK)
angewiesen werden, Wegweisungsentscheide in Drittstaaten rascher zu fällen.
Bundesrätin Metzler wandte vergebens ein, derartige Weisungen liefen der
Unabhängigkeit des obersten Asylgerichts zuwider. Die Landesregierung wolle bei einer
neuerlichen Asylgesetzrevision lieber eine praktikable Drittstaatenregelung einführen,
die keinen Ermessensspielraum bei der Anwendung mehr lasse. Der von Merz
geforderte Einsatz medizinischer Massnahmen bei der Abklärung der Identität von
asylsuchenden Personen werde bereits praktiziert, führte Metzler weiter aus, weshalb
hier kein gesetzlicher Handlungsbedarf bestehe. Dem Ruf nach einer weiteren
Beschleunigung des Asylverfahrens hielt die Bundesrätin entgegen, auch die schnellsten
Verfahren würden nichts nützen, wenn die Wegweisung nicht vollzogen werden könne.
Vier weitere eher technische Punkte der Motion wurden nur in Postulatsform
angenommen. Bei der Forderung nach Nichteintreten auf ein Asylgesuch, wenn der
Asylbewerber bereits in einem anderen europäischen Land ein solches eingereicht hat,
verwies die Justizministerin auf den Umstand, dass dies ohnehin erst möglich wäre,
wenn die Schweiz mit den Staaten der EU eine Parallelüberkunft zum Erstasylabkommen
von Dublin schliessen könnte. Gleich verfuhr der Nationalrat mit einer analogen Motion
der FDP-Fraktion, obgleich Bundesrätin Metzler erneut für Umwandlung des gesamten
Vorstosses in ein Postulat plädierte. 16

MOTION
DATUM: 06.06.2000
MARIANNE BENTELI

Seit einigen Jahren gerät die Asylrekurskommission (ARK) zunehmend unter Druck der
politischen Rechten. Nationalrat Fehr (svp, ZH) reichte zusammen mit 65
Mitunterzeichnenden eine Motion ein, die vom Bundesrat als Sofortmassnahme den
Erlass von Ordnungsvorschriften verlangte, die eine „gesetzestreue“ Form des
Rekurswesens sicherstellten. Fehr warf der ARK vor, durch eine fragwürdige bis
unverantwortliche Praxis „dem Missbrauch des Asylrechts Vorschub“ zu leisten.
Bundesrätin Metzler erklärte, die Aufsicht über die ARK sei gewährleistet, insbesondere
auch durch die Geschäftsprüfungskommissionen des Parlaments. Gesetzesänderungen
seien immer möglich, doch bis es allenfalls so weit sei, müsse die Unabhängigkeit der
ARK respektiert werden. Mit 62 zu 42 Stimmen wurde die Motion abgelehnt. Die ARK
hatte sich den Zorn der Rechtsbürgerlichen zugezogen, weil sie u.a. die
„Drittstaatenregelung“, wie sie die Verordnung zum neuen Asylgesetz vorsah, für nicht
zulässig erklärte. Bisher wurde der Aufenthalt in einem „sicheren“ Drittland toleriert,
ohne dass der Asylbewerber, wenn der dort kein Asylgesuch eingereicht hatte, deshalb
vom Verfahren ausgeschlossen wurde. Die neue Verordnung wollte verlangen, der
Asylsuchende müsse belegen, dass er „ohne Verzug“ durch das Drittland transitiert sei.
Die ARK befand, das Gesetz gebe keine Grundlage, um von der alten Praxis
abzuweichen. Auf Kritik vor allem bei der FDP stiess auch der Entscheid der ARK,
Röntgenaufnahmen zur Bestimmung des Alters von Asylsuchenden nicht als
Rechtsmittel zu anerkennen. 17

MOTION
DATUM: 05.10.2000
MARIANNE BENTELI
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Die mit der Asylgesetzrevision vorgesehene Ausgliederung der Asylbewerber und
vorläufig Aufgenommenen aus dem Risikoausgleich der Krankenkassen war in den
Vorjahren im Parlament gescheitert. Im Berichtsjahr wurde eine Motion Raggenbass
(cvp, TG), welche die medizinischen Leistungen für diesen Personenkreis einschränken
und Karenzfristen einführen wollte, abgelehnt; gutgeheissen wurde eine Motion Borer
(svp, SO), die verlangte, deren Krankenversicherung sei zulasten des BFF zu
verselbständigen. Ebenfalls mit dem Hinweis auf die laufende Revision beantragte der
Bundesrat erfolgreich die Umwandlung einer Motion Aeppli (sp, ZH), die
Leistungsvereinbarungen mit den Kantonen für die Betreuung der Asylbewerber
forderte, in ein Postulat. 18

MOTION
DATUM: 12.12.2001
MARIANNE BENTELI

Eine im Vorjahr vom Nationalrat angenommene Motion Borer (svp, SO), die eine
gesonderte Krankenversicherung für Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene
verlangt hatte, wurde vom Ständerat lediglich als Postulat angenommen. 19

MOTION
DATUM: 14.03.2002
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion forderte Dunant (svp, BS) vom Bundesrat geeignete Massnahmen, um
die Lücken in der Gesetzgebung und in der Praxis zu schliessen, die dazu führen, dass
sich ausländische Straftäter aufgrund eines drohenden Strafvollzugs im Herkunftsland
weiterhin in der Schweiz aufhalten und hier einer Strafverfolgung und Inhaftierung
entgehen können, auch wenn ihr Asylgesuch abgelehnt wurde. Der Bundesrat verwies
auf die laufende Strafgesetzbuchrevision, bei der das Prinzip der stellvertretenden
Strafrechtspflege eingeführt bzw. erweitert werden soll, sowie auf die Möglichkeiten,
die sich aus den Zwangsmassnahmen im Ausländerbereich ergeben. Auf seinen Antrag
wurde die Motion als Postulat überwiesen, damit allfällige weitere Massnahmen geprüft
werden können. Eine zweite Motion Dunant, die eine Übertragung der Kompetenz für
die Haftanordnung und gerichtliche Überprüfung der Vorbereitungs- und
Ausschaffungshaft von den jetzt dafür zuständigen Kantonen auf die Bundesbehörden
forderte, wurde von Garbani (sp, NE) bekämpft und so vorderhand der Diskussion
entzogen. Mit einer dritten Motion verlangte Dunant, die parteipolitische Zugehörigkeit
der in der Asylrekurskommission (ARK) tätigen Richterinnen und Richter sei offen zu
legen. Der Bundesrat erinnerte daran, dass die Parteizugehörigkeit zu den besonders
schützenswerten Personendaten nach Datenschutzgesetz gehört; diese dürfen nur
bearbeitet werden, wenn dies in einem formellen Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist.
Da die Kompetenz zur Ernennung der ARK-Richterinnen und -richter dem Bundesrat
übertragen wurde, stellte das Ansinnen Dunants zudem einen Eingriff in die
Regelungszuständigkeit der Regierung dar, weshalb der Bundesrat beantragte, die
Motion abzulehnen. Diese wurde von Ménétrey-Savary (gp, VD) bekämpft und die
Diskussion deshalb verschoben. 20

MOTION
DATUM: 22.03.2002
MARIANNE BENTELI

1999 und 2001 war es bei der zwangsweisen Ausschaffung von abgewiesenen
Asylbewerbern zu je einem Todesfall gekommen. Nachdem auch die
Antifolterkommission des Europarates die Praxis der Schweiz gerügt hatte, gaben sich
die kantonalen Polizeiverantwortlichen Regeln, wie ihre Korps diese Ausschaffungen zu
vollziehen haben. Insbesondere wurden Massnahmen verboten, welche die Atmung
behindern können. In jedem Kanton wurden erfahrene Polizisten zu „Begleitteams“
ausgebildet. Die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren regte zudem
die Schaffung einer bundesrechtlichen Regelung an. Diese Empfehlung veranlasste
Nationalrat Glasson (fdp, FR), den Bundesrat mit einer Motion aufzufordern, in diesem
Bereich umgehend aktiv zu werden. Der Bundesrat verwies auf die bevorstehende
Einsetzung einer Steuergruppe aus Vertretern der Bundes- und der Kantonsbehörden
und beantragte Umwandlung in ein Postulat. Der Vorstoss wurde aber von Ménétrey-
Savary (gp, VD) bekämpft und der Beschluss deshalb verschoben. 21

MOTION
DATUM: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI

Im Nationalrat verlangte Hess (sd, BE) mit einer Motion, es sei eine Änderung des
Asylgesetzes in dem Sinne vorzunehmen, dass jegliche Entwicklungshilfe an Staaten
einzustellen ist, die sich bei der Rückführung ihrer Bürgerinnen und Bürger, die in der
Schweiz erfolglos ein Asylverfahren durchlaufen haben, nicht oder kaum kooperativ
verhalten. Die Motion wurde vorerst von links-grüner Seite bekämpft, dann mit
Stichentscheid des Ratspräsidenten als Postulat überwiesen. Ebenfalls in Postulatsform
wurde eine ähnlich lautende Motion von Lalive d’Epiney (fdp, SZ) angenommen. Auf
Antrag des Bundesrates, der erklärte, die anvisierten Organisationen seien dafür gar

MOTION
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI
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nicht zuständig, wurde hingegen eine Motion Schlüer (svp, ZH) abgelehnt, die forderte,
abgewiesene Asylbewerber und illegale Einwanderer aus „kulturfremden Ländern“ seien
nicht mehr in der Schweiz, sondern in von anerkannten internationalen Organisationen
(wie UNHCR, IKRK u. a.) betreuten Flüchtlingslagern in der Region ihrer Herkunft zu
beherbergen. 22

Der Ständerat verwarf in der Frühjahrssession mit 22 zu 12 Stimmen eine Motion seiner
Aussenpolitischen Kommission, mit der die Rückführung von tamilischen
Asylsuchenden bis auf weiteres gestoppt werden sollte. Im Nationalrat wurde eine
gleichlautende Motion in der Sommersession mit 94 zu 70 Stimmen ebenfalls
abgelehnt. 23

MOTION
DATUM: 26.05.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Rahmen der ausserordentlichen Session zur Zuwanderung und dem Asylwesen nahm
der Nationalrat eine von der SVP-Fraktion eingereichte Motion zur Kopplung der
Entwicklungshilfe an die Kooperation der Empfängerstaaten im Asylbereich an. 24

MOTION
DATUM: 28.09.2011
ANITA KÄPPELI

Ebenfalls von Nationalrat Hiltpold (fdp, GE) stammte eine Motion zum Bürokratieabbau
im Asylbereich. Nach Vorbild des niederländischen Asylwesens sollen das Bundesamt
für Migration (BFM) und das Asylverfahren so reorganisiert werden, dass die
Befragungen zur Person des Asylsuchenden und zu seinen Asylgründen zusammengelegt
und diese von einem Sachbearbeiter durchgeführt werden können. Der Bundesrat
verwies auf die laufende Revision des Asylgesetzes und begrüsste den Vorschlag des
Motionärs. Der Nationalrat nahm die Motion in der Wintersession an. Das Geschäft ist
per Ende 2011 zur Beratung im Ständerat pendent. 25

MOTION
DATUM: 23.12.2011
ANITA KÄPPELI

Sowohl das EJPD als auch das VBS gerieten im Berichtsjahr unter Druck, da es den
beiden Departementen nicht gelang, genügend vom Bund geführte Plätze für
Asylbewerber zu schaffen. Das Bundesamt für Migration hatte im Frühjahr erklärt, bis
Ende des Berichtsjahres zusätzliche Asylunterkünfte für 2 000 Asylsuchende zu
eröffnen, währenddessen das VBS im Frühling 1 000 Plätze in Armeeunterkünften
bereitzustellen versprach. Bis im Herbst konnte lediglich je eine Unterkunft
vorgewiesen werden. Die auch in der Öffentlichkeit und den Medien thematisierten
Unterbringungsschwierigkeiten der vielen Asylsuchenden war Inhalt einer von
Nationalrat Müller (fdp, AG) eingereichten und in der Wintersession von der grossen
Kammer überwiesenen Motion. Er forderte darin eine engere Zusammenarbeit aller
beteiligten Akteure und Bundesstellen, darunter das EJPD, das VBS und die Kantone,
und eine rasche Behebung der bestehenden Unklarheiten bezüglich der
Zuständigkeiten und technischen Fragen wie dem Bewilligungsverfahren für
Unterkünfte. Der Bundesrat sprach sich aufgrund der bestehenden Probleme im
Asylbereich ebenfalls für die Annahme der Motion aus. 26

MOTION
DATUM: 23.12.2011
ANITA KÄPPELI

Jugeant les procédures dans le domaine d’asile trop lentes et administrativement trop
chargées, le conseiller national Hugues Hiltpold (plr, GE) a déposé une motion
demandant une réduction de la bureaucratie dans le domaine de l’asile. La demande
concerne notamment un regroupement des différentes auditions passées par les
requérants d’asile. Suivant l’avis du Conseil fédéral et du Conseil national, le Conseil
des Etats a accepté la motion. 27

MOTION
DATUM: 12.06.2012
EMILIA PASQUIER

En réponse à l’immigration importante provenant de l’Afrique du nord, la commission
des institutions politiques du Conseil national a déposé une motion afin que les
communes qui abritent un centre d’accueil soient dédommagées pour les frais de
sécurité supplémentaires. Le Conseil fédéral et le Conseil national se sont dits prêts à
suivre la proposition de la commission. Au Conseil des Etats, la commission
responsable a proposé de rejeter la motion, puisque lors de la révision de la loi sur
l’asile, un forfait de sécurité a été octroyé aux cantons. Les cantons répartiront ensuite
les subventions aux communes. 28

MOTION
DATUM: 24.09.2012
EMILIA PASQUIER
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La motion de la Commission des Institutions politiques du Conseil national (CIP CN)
demandant une meilleure planification des hébergements pour les requérants d’asile a
reçu le soutien de son conseil au mois de septembre. Plus précisément, la CIP CN
souhaite que le Conseil fédéral prévoie une réserve de logements pour qu’en cas
d’arrivée massive, l’Etat puisse rapidement subvenir aux besoins des requérants. Le
Conseil des Etats se penchera sur ce dossier l’année prochaine. 29

MOTION
DATUM: 26.09.2012
EMILIA PASQUIER

A propos des difficultés de logement des requérants d’asile, une motion avait été
déposée en 2011 par le conseiller national Philipp Müller (plr, AG) demandant au
gouvernement de résoudre les problèmes dans ce domaine. La motion propose plus
particulièrement de conduire ces réformes en intégrant tous les acteurs concernés,
notamment les cantons, le Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS) et le Département fédéral de la justice et police (DFJP),
et en répondant efficacement aux obstacles légaux et techniques. Le Conseil des Etats
a accepté la motion, calquant ainsi sa décision sur celle du Conseil fédéral et du
Conseil national. 30

MOTION
DATUM: 31.12.2012
EMILIA PASQUIER

Adoptée en 2012 par la chambre du peuple, la motion de la commission de politique
extérieure du Conseil national (CPE CN) « Réserve stratégique de logements pour les
requérants d’asile » a été débattue au Conseil des Etats. Cette motion demande que le
gouvernement soit prêt à faire face à un afflux soudain de requérants d’asile,
notamment dans le domaine du logement. Les sénateurs ont également adopté la
motion. 31

MOTION
DATUM: 14.03.2013
EMILIA PASQUIER

Souhaitant un renvoi plus efficace des requérants d’asile criminels ou déboutés, le
groupe UDC a soumis une motion au Conseil national. Le groupe souhaite que le
gouvernement conclue des accords de réadmission avec la Tunisie, le Maroc, l'Angola,
la Guinée, le Ghana, l'Ethiopie, la Sierra Leone, l'Erythrée, la Côte d'Ivoire, le Niger, le
Mali, l'Iran, le Népal, le Pakistan, le Yémen, l'Inde et l'Autorité palestinienne. La motion
instaure également une menace de contre-mesures si les Etats susmentionnés ne
s’engagent pas à signer un accord de réadmission. Les parlementaires de la chambre du
peuple ont été séduits par les arguments de l’UDC et se sont exprimés en faveur de la
motion par 107 voix contre 57 et 24 abstentions. 32

MOTION
DATUM: 17.04.2013
EMILIA PASQUIER

La motion du groupe libéral-radical « Pour des expulsions par le train! » a été traitée
par le Conseil national lors de la session extraordinaire Schengen/Dublin. La motion
demande que les requérants d’asile dits « cas Dublin » soient renvoyés vers l’Italie en
train et non, comme le veut la pratique actuelle, en avion. Au parlement, suite à une
erreur de la présidente, la motion a été votée deux fois. Au final, elle a été acceptée par
108 voix contre 75 et 5 abstentions. 33

MOTION
DATUM: 17.04.2013
EMILIA PASQUIER

Par la voix de son président Philipp Müller (plr, AG), le groupe libéral-radical a présenté
au Conseil national une motion demandant que les requérants d’asile troublant l’ordre
public et résidant dans des cantons soient directement renvoyés dans un centre
d’accueil fédéral. C’est par 120 voix contre 63 et 5 abstentions que la chambre du
peuple a accepté la motion. 34

MOTION
DATUM: 17.04.2013
EMILIA PASQUIER

Une motion Müri (udc, LU) a demandé au Conseil fédéral d’obtenir des statistiques
concernant le renvoi des étrangers criminels. Comme certains cantons n’effectuent
pas de statistique, il est actuellement impossible de connaître le nombre d’étrangers
devant quitter la Suisse et le nombre effectif de départs. La motion a été acceptée par
le Conseil national. 35

MOTION
DATUM: 27.09.2013
EMILIA PASQUIER
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Le thème des requérants en provenance d’Etats tiers sûrs (safe countries) a occupé la
chambre du peuple lors de sa session extraordinaire Schengen/Dublin. Le groupe
libéral-radical a déposé une motion demandant que les requérants originaires de ces
pays ne soient plus confiés aux cantons. Les députés ont soutenu cette motion par 118
voix contre 66 et 2 abstentions. 36

MOTION
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

Lors de la session de printemps 2014, le Conseil des Etats a accepté, à 25 voix contre 10
avec une abstention, une motion qui avait été déposée au Conseil national en 2011 par
le groupe libéral-radical. Celle-ci demande que les requérants en provenance d’Etats
tiers sûrs (safe countries) ne soient plus confiés aux cantons. Contre l’avis du Conseil
fédéral, le Conseil national avait lui aussi accepté cette motion lors de sa session
extraordinaire Schengen/Dublin de 2013. 37

MOTION
DATUM: 19.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national avait lors de sa session extraordinaire Schengen/Dublin de 2013
accepté la motion du groupe libéral-radical „Pour des expulsions par le train!“. Il
s’agirait d’un accord de réadmission à passer avec l’Italie, pour que les requérants dont
la Suisse n’est pas le premier pays d’arrivé (les “cas Dublin”) ne soient renvoyés vers
l’Italie non pas en avion, comme c’est le cas actuellement, mais en train, dans une
optique d’accélération et de simplification des procédures. En mars, le Conseil des
Etats a suivi l’avis du Conseil fédéral et refusé la motion, à 20 voix contre 15 et 2
abstentions. Les raisons affirmées de ce rejet sont l’efficacité et le bon fonctionnement
actuel de la collaboration avec l’Italie pour le transfert des cas Dublin et donc l’inutilité
d’une telle mesure. 38

MOTION
DATUM: 19.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

La motion Müri (udc, LU) charge le Conseil fédéral d’établir des statistiques concernant
le renvoi des criminels étrangers. Le motionnaire demande ainsi une statistique
annuelle sur les révocations et non-prolongements d’autorisations de séjour, ainsi que
sur leur application. Ce rapport comprendrait les types d’infractions menant aux
expulsions, la mesure dans laquelle les personnes frappées d’interdiction de séjour ont
obtempéré, ou s’il a fallu les rapatrier sous contrainte ainsi que les Etats concernés par
ces renvois sous contrainte. La motion a été acceptée par le Conseil des Etats lors de la
session de printemps 2014. La chambre basse avait elle aussi donné son assentiment en
septembre 2013. 39

MOTION
DATUM: 19.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil des Etats a adopté en mars 2014, avec 24 voix contre 11, sans abstention, une
motion du groupe libéral-radical. Cette motion, déposée en septembre 2011 sous
l’intitulé “tolérance zéro pour les requérants d’asile qui troublent l’ordre public”,
chargeait le Conseil fédéral de veiller à ce que les requérants d’asile délinquants soient
replacés dans un Centre d’accueil fédéral et que leurs demandes d’asile soient
immédiatement traitées et closes. Malgré un avis négatif du Conseil fédéral qui estimait
que de telles mesures auraient non seulement pour conséquence un engorgement des
centres de procédure mais aussi que les bases légales ainsi que les moyens policiers
nécessaires à leur mise en œuvre manquaient, le Conseil national avait également
accepté la motion en 2013. 40

MOTION
DATUM: 19.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Suite à l’acceptation par la chambre du peuple de la motion du groupe UDC, par le biais
de la députée Geissbühler (udc, BE) concernant les accords de réadmission avec la
Tunisie, le Maroc, l’Angola, la Guinée, le Ghana, l’Ethiopie, la Sierra Leone, l’Erythrée, la
Côte d’Ivoire, le Niger, le Mali, l’Iran, le Népal, le Pakistan, le Yémen, l’Inde et l’Autorité
palestinienne, le Conseil des Etats s’est également prononcé sur le texte. La mouture
originale prévoyait des contre-mesures telles que la suppression de l’aide au
développement ou la rupture des relations diplomatiques en cas de non conclusion
d’un accord avec le pays concerné. La commission du Conseil des Etats a recommandé
d’accepter la motion à condition d’en biffer le dernier paragraphe, à savoir les contre-
mesures. Le Conseil a suivi, à 21 voix contre 10, sans abstention. En juin, le Conseil
national a accepté sans oppostions cette version finale du texte. 41

MOTION
DATUM: 12.06.2014
SOPHIE GUIGNARD
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Toujours dans le cadre des accords de réadmission, le parti agrarien avait souhaité du
Conseil fédéral qu’il s’assure que l’Algérie signe le protocole d’application relatif à
l’accord de réadmission. Des contre-mesures étaient également prévues dans le texte
original, accepté par la chambre du peuple lors de la session d’avril 2013. En mars 2014,
le Conseil des Etats, suivi par le Conseil national lors de la session d’été, acceptait une
version modifiée du texte, qui excluait les contre-mesures prévues en cas de non
ratification par l’Algérie. 42

MOTION
DATUM: 12.06.2014
SOPHIE GUIGNARD

En septembre, le Conseil des Etats a débattu sur la motion du sénateur Philipp Müller:
augmenter la participation de la Confédération aux coûts de l'asile. Le motionnaire a
ouvert la discussion en attirant l'attention du Conseil sur une statistique: parmi les
réfugiés reconnus, seuls 28.4% sont actifs professionnellement après cinq ans passés
sur le territoire suisse. Or, les cantons reçoivent de l'argent de la Confédération
pendant cinq ans pour les réfugiés reconnus, et pendant sept pour les personnes au
bénéfice d'une protection provisoire. Une fois passé ce délai, ce sont les cantons qui
doivent financer l'aide sociale des personnes ne travaillant pas. Pour Philipp Müller, ce
système exerce une pression financière trop lourde sur les cantons. Il recommande
donc le principe de causalité, décrétant que comme c'est la Confédération qui attribue
les permis de séjour, c'est à elle d'en assumer les frais. Le sénateur Vonlanthen a
appuyé le plaidoyer de son collègue en citant le procès-verbal d'une rencontre des
directeurs cantonaux des affaires sociales et des finances, qui souligne le manque de
moyens financiers mis à disposition des cantons dans le domaine de l'asile. La ministre
socialiste Sommaruga est venue défendre le point de vue du Conseil fédéral, qui
préconise de rejeter la motion. Selon elle, les coûts de l'asile dans les cantons devraient
être discutés au cas par cas entre ces derniers et la Confédération. En outre, le
nouveau système de l'asile approuvé par le peuple en juin 2016 vise une accélération
des procédures, ce qui devrait déjà soulager économiquement les cantons. Elle ajoute
encore que les décisions de protection ou d'octroi du statut de réfugié sont avant tout
juridiques, et non politiques, et suivent en ce sens la Convention de Genève sur les
réfugiés, la Constitution ainsi que la loi sur l'asile, il ne s'agit pas de décisions
arbitraires de la part de la Confédération. De plus, l'intégration sur le marché du travail
peut selon la ministre être obtenue par une série d'incitations et pas seulement par une
augmentation du budget des cantons. Cet argumentaire est resté lettre morte puisque
le Conseil des Etats a accepté la motion Müller à 31 voix contre 10, avec 2 abstentions. 43

MOTION
DATUM: 29.09.2016
SOPHIE GUIGNARD

En septembre 2015, le groupe libéral-radical, avec pour porte-parole le député Kurt
Fluri (plr, SO) a déposé une motion demandant au Conseil fédéral de n'accorder qu'une
protection provisoire aux requérants d'asile d’Érythrée. Cela permettrait selon lui de
n'accorder l'asile qu'aux "vrais réfugiés", à titre exceptionnel et selon des critères
précis. Se fondant sur l'émission "Rundschau" diffusée sur la télévision alémanique, il
déclare que tous les experts ne s'accordent pas à dire que l’Érythrée est un pays où les
droits de l'Homme ne sont pas respectés. Dès lors, de nombreux ressortissants ne se
mettraient en danger qu'en quittant le pays, dû à l'objection de conscience qui découle
d'une telle fuite. C'est pour cette raison qu'il recommande une protection provisoire
pour les requérants érythréens, qui prendrait fin une fois que la situation du pays serait
reconnue comme sûre. Le Conseil fédéral a recommandé de rejeter la motion. Elle
contrevient, selon le rapport des sept sages, à la convention de Genève, qui stipule que
chaque demande d'asile doit être examinée individuellement. De plus, le statut de
protection provisoire (le permis S) n'avait été pensé qu'en cas d'arrivée massive de
demandeurs d'asile, ce qui n'est pas le cas présent, puisque les structures déjà en
place permettent de gérer la situation. Le Conseil fédéral rappelle en outre que si des
persécutions personnelles n'ont pas pu être prouvées, et que la mise en danger
provient de la fuite, les requérants ne se voient déjà admis que provisoirement, ce qui
est le cas de 40% des requérants d'asile érythréens. Finalement, l'octroi d'un permis S
serait autrement plus avantageux pour les requérants érythréens, puisqu'il a un effet
suspensif sur la demande d'asile, qui peut être redéposée une fois la protection
temporaire levée. De même, le regroupement familial est plus aisé pour les détenteurs
d'un permis S que pour celles et ceux qui sont admis provisoirement.
L'objet a été discuté lors de la session extraordinaire du Conseil national intitulée
"vague de réfugiés en Europe et contrôle aux frontières". Les députés ont suivi l'avis du
Conseil fédéral et refusé la motion à 156 contre 31, avec 5 abstentions. 44

MOTION
DATUM: 10.12.2016
SOPHIE GUIGNARD
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Dans une motion adressée au Conseil national en juin 2016, le député Pfister demandait
une évaluation des centres fédéraux pour requérants d'asile, faisant suite à
l'acceptation par le peuple de la modification de la loi sur l'asile (LAsi). Le premier
conseil avait accepté sa requête à l'unanimité, suivant en cela l'avis du Conseil fédéral,
pour lequel une telle évaluation faisait de toute façon partie du projet initial. La
discussion au Conseil des Etats n'a pas suscité de débat majeur, les sénateurs ayant
plutôt profité de poser des questions sur l'avancement de la mise en oeuvre à la
conseillère fédérale Sommaruga, avant d'accepter la motion à l'unanimité. 45

MOTION
DATUM: 27.02.2017
SOPHIE GUIGNARD

En mars 2017, le Conseil national a voté une motion de sa Commission de la science, de
l'éducation et de la culture (CSEC-CN) visant à inciter les jeunes migrants arrivés
tardivement en Suisse à achever une formation du degré secondaire II. L'objectif
actuel de la Confédération, à savoir que le 95 pour cent des jeunes de 25 ans soient au
bénéfice d'un certificat du secondaire II, doit selon les motionnaires être étendu aux
jeunes qui sont arrivés en Suisse en tant que demandeurs d'asile. Pour cela, le Conseil
fédéral devrait mettre en place avec les cantons une stratégie et un financement,
augmenter sensiblement les mesures d'intégration et garantir le financement
supplémentaire par le budget du Secrétariat d'Etat aux migrations (SEM). Malgré un
préavis défavorable du Conseil fédéral, les député-e-s ont plébiscité la motion par 108
voix contre 70 et 4 abstentions. Les voix contre provenaient du camp UDC et d'un peu
moins de la moitié des conseillers nationaux PLR ayant participé au vote. 46

MOTION
DATUM: 07.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

Soucieux d'assurer l'encadrement et la formation des mineurs non accompagnés, le
député Jacques Bourgeois (plr, FR) a lancé une motion demandant au Conseil fédéral
de faire respecter par tous les cantons la Convention relative aux droits de l'enfant ainsi
que de ne statuer sur un renvoi de requérants mineurs qu'une fois leur formation en
Suisse terminée, et non lorsqu'ils atteignent leur majorité. Lors du débat au Conseil
national, la ministre de la justice et police Simonetta Sommaruga a pris la parole au nom
du Conseil fédéral qui s'oppose à la motion pour les raisons suivantes: Premièrement,
les mesures d'accueil des requérants d'asile sont une compétence cantonale. Une
harmonisation des dispositions à l'encontre des requérants mineurs non accompagnés
(RMNA) est actuellement en cours, sous l'égide de la Conférence des directrices et
directeurs cantonaux des affaires sociales (CDAS. Ensuite, en ce qui concerne le fait de
ne statuer sur l'éventuel renvoi d'un RMNA qu'une fois sa formation terminée, cela va à
l'encontre de la loi sur l'asile (LAsi). Cette dernière prévoit en effet un traitement
prioritaire des demandes d'asile de mineurs, afin de pouvoir d'une part accélérer
l'intégration de celles et ceux qui ont besoin d'une protection en Suisse, et de faciliter
le renvoi rapide d'autre part, de celles et ceux qui ne méritent pas une telle protection.
La conseillère fédérale ajoute que la proposition du motionnaire aurait pour
conséquence de prolonger le séjour des requérants d'asile, dépassant parfois leur
majorité, et pouvant même faciliter les cas de rigueur non souhaités par la législation
sur l'asile. La chambre basse s'est rangée à l'avis du Conseil fédéral en rejetant la
motion à 111 voix contre 71, sans abstentions. Le camp rose-vert ainsi que les groupes
UDC et vert'libéral se sont montrés unanimes: favorables à la motion pour le premier,
opposé pour les seconds, alors que les groupes PDC, radical-libéral et bourgeois
démocrates étaient plus partagés: une moitié des démocrates chrétiens était pour la
motion, comme six députés radicaux-libéraux sur 29 et un bourgeois démocrate sur les
six. 47

MOTION
DATUM: 15.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

La commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN) s'est opposée
par 14 voix contre 9 et 2 abstentions à augmenter la participation de la Confédération
aux coûts de l'asile. Il s'agit selon la commission d'une mesure prématurée, une analyse
précise des coûts de l'asile étant en ce moment en cours, conjointement entre la
Confédération et les cantons. De plus, que la Confédération prenne en charge les coûts
de l'aide sociale pendant les dix premières années de séjour des réfugiés et personnes
admises à titre provisoire serait, selon la majorité de la commission, une mesure qui
réduirait pour les cantons les incitations à l'intégration de ces personnes sur le marché
du travail. Quelques voix de la commission se sont également élevées pour souligner
que selon eux les coûts trop élevés dans ce domaine provenaient surtout d'une
politique trop généreuse en matière d'asile et que c'est à ce niveau-là que la
Confédération devrait faire des efforts. La chambre basse a suivi l'avis de sa
commission, refusant la motion à 139 voix contre 43, avec 3 abstentions. Le camp vert-
rose ainsi que les Verts'libéraux ont fait front uni contre l'objet du sénateur Müller (plr,
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AG), tandis que les avis étaient plus partagés du côté droit de l'échiquier. 48

Lors de la session d'été 2017, le Conseil national a discuté la motion Geissbühler (udc,
BE): Activer un retour sans risque de persécution pour les Érythréens. La motionnante
estime qu'il doit être une priorité pour la Suisse de renvoyer en Érythrée les personnes
ayant demandé l'asile en Suisse. Inquiète des conséquences que cela pourrait avoir sur
ces personnes, l'agrarienne juge nécessaire d'engager des négociations avec le chef du
gouvernement, Isayas Afewerki, afin de garantir la sécurité du retour. Le Conseil
fédéral, représenté par la ministre de la justice Simonetta Sommaruga, s'est opposé à la
motion. La situation politique actuelle en Érythrée ne permet pas de garantir un retour
sans risques. De plus, la politique d'asile envers les requérants érythréens est en accord
avec ce qui se fait dans d'autres pays d'Europe. Des contacts entre les gouvernements
suisses et érythréens ont en outre déjà été établis, mais ne suffisent pas à obtenir les
garanties nécessaires à des retours en Érythrée sans risque de persécution. Malgré
l'avis du Conseil fédéral, la chambre basse a accepté la motion UDC par 115 voix contre
71, avec 5 abstentions.

MOTION
DATUM: 01.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a accepté en juin une motion Pfister: Pas de voyage dans le pays
d'origine pour les personnes admises à titre provisoire. Selon le démocrate chrétien, le
retour, même de courte durée dans le pays d'origine devrait avoir pour conséquence
immédiate le retrait de l'admission provisoire. Le Conseil fédéral, opposé à la motion, a
précisé que depuis la modification en 2012 de l'ordonnance sur l'établissement de
documents de voyage pour étrangers, les possibilités pour les admis provisoires de
retourner dans leur pays d'accueil ont déjà été restreintes. Les retours sont en principe
des situations exceptionnelles, qui ne sont accordés qu'après examen de la demande,
dont le motif doit être une maladie grave ou le décès d'un membre proche de la famille.
L'objet a finalement été accepté par 128 voix contre 62, sans abstentions. 49

MOTION
DATUM: 01.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Le 1er juin 2017, le Conseil national a accepté deux motions relatives à une interdiction
de voyager pour les personnes relevant du domaine de l'asile. La première (15.3803)
émanait du groupe libéral-radical et a été acceptée à 123 voix contre 65 avec 3
abstentions. La seconde (15.3844) avait été lancée par le groupe UDC et a passé la
rampe avec 119 voix contre 67 et 5 abstentions. Dans les deux cas, la division gauche-
droite au sein du parlement a été très forte, les seuls voix contre ou abstentions des
partis de droite ayant émané du groupe vert'libéral. Le Conseil fédéral s'est opposé par
deux fois à une interdiction de voyage généralisée, arguant que cela pouvait parfois
déboucher sur des situations absurdes comme l'interdiction pour une mère de visiter
son enfant mourant ou une course d'école à l'étranger à laquelle un enfant admis
provisoirement ne pourrait pas participer. Une troisième motion sur les voyages des
personnes relevant de l'asile a été acceptée le même jour. Cette dernière allait
cependant moins loin, puisqu'elle ne souhaitait interdire que les voyages vers le pays
d'origine. 50

MOTION
DATUM: 01.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Une motion de la Commission des Institutions politiques du Conseil national (CIP-CN)
appelle le Conseil fédéral à remplacer le statut des étrangers admis à titre provisoire.
Suite au rapport publié par ce dernier en octobre 2016, la Commission a pris position
pour l'introduction d'un nouveau statut correspondant à la variante deux proposée par
les sept sages. La commission est allée plus loin, en proposant deux statuts différents.
Le statut de "personne à protéger" est le plus fidèle à la variante 2 du Conseil fédéral: il
n'aurait pas de limitation temporelle, le regroupement familial serait facilité et une
intégration active sur le marché du travail serait prise en charge par les offices
régionaux de placement. En outre, une convention d'intégration serait obligatoirement
signée et la Confédération et les cantons se partageraient les coûts de la réalisation des
objectifs visés par celle-ci. Le deuxième statut proposé par la commission, celui de
"personne à protéger provisoirement" offrirait des conditions plus précaires: il serait
fortement limité dans le temps, son octroi dépendant notamment de la situation
particulière du pays ou de la région d'origine du requérant.e. Cette situation serait
régulièrement réévaluée, pour décider de l'éventuelle levée de la protection provisoire.
Il n'y aurait aucune possibilité de regroupement familial et l'intégration sur le marché
du travail serait limitée à des travaux d'intérêt général et des missions ponctuelles, dans
le domaine de l'agriculture, par exemple. Néanmoins, une clause de rigueur serait
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possible, pour les personnes dont la durée du séjour se prolongerait. Au sein de la
commission une minorité UDC avait appelé au rejet de la motion. A la chambre du
peuple, 113 députés s'y sont montrés favorables, 63 (tous les UDC présents) opposés et
8 (7 socialistes et 1 vert) se sont abstenus. Lors de la même séance, le Conseil national a
adopté dans la foulée un postulat (17.3271), toujours de la Commission des institutions
politiques, chargeant le Conseil fédéral d'élaborer un rapport sur les mesures à prendre
pour favoriser l'intégration des bénéficiaires de ce nouveau permis sur le marché du
travail. 51

Durant la session d'été, le Conseil national a rejeté une motion Leutenegger Oberholzer
qui visait à promouvoir l'intégration linguistique des réfugiés. Elle appelait le Conseil
fédéral à soutenir les efforts des cantons et des communes en matière d'intégration.
Représentés par la ministre de Justice et Police Simonetta Sommaruga, les sept sages
ont mis en avant les programmes au niveau fédéral et cantonal déjà existants. 100
députés, jugeant ces efforts suffisants, ont rejeté la motion. 87 ont souhaité l'accepter
et deux se sont abstenus. 52

MOTION
DATUM: 12.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

En été 2015, la conseillère nationale Cesla Amarelle (ps, VD) avait lancé une motion
demandant au Conseil fédéral de mettre sur pied un cadre national de certification
des diplômes et de validation d'acquis spécifique aux personnes titulaires d'un permis
B réfugié ou d'un livret F (admission provisoire). Cette mesure aurait eu pour but de
favoriser leur intégration sur le marché du travail. Suite au départ de Cesla Amarelle de
la chambre du peuple, c'est sa camarade Valérie Piller Carrard (ps, FR) qui a repris
l'objet. Le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion, arguant que les différentes
mesures déjà existantes, à savoir le cadre national général de reconnaissance des
diplômes ainsi que les procédures de validation des acquis spécifiques existant pour
une vingtaine de professions permettaient d'ores et déjà d'atteindre les buts visés par
la motionnaire. Les sept sages ont ajouté qu'une certification particulière pour les
personnes relevant de l'asile, pourrait non seulement ne pas faciliter le recrutement,
mais également comporter un risque de stigmatisation. Cet argumentaire a convaincu
les députés, puisqu'ils ont été 103 contre 83 à voter contre, avec une abstention. 53

MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Suite à une motion d'ordre du sénateur Germann (svp/udc, SH), la motion visant à
remplacer le statut des étrangers admis à titre provisoire a été renvoyée à la
commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN), avec mandat
d'organiser une consultation des représentants des cantons, des villes et des
communes. Cette décision a été plébiscitée par la chambre des cantons par 32 voix
contre 9 et 4 abstentions. 54

MOTION
DATUM: 11.09.2017
SOPHIE GUIGNARD

De retour de commission, la question de remplacer le statut des étrangers admis à
titre provisoire a été refusée par 28 voix contre 13 et une abstention, sur conseil de la
CIP-CE. L'objet a été traité par la chambre haute en même temps que la motion
18.3002, qui en propose une alternative, à savoir des adaptations ponctuelles du statut
de l'admission provisoire. C'est d'ailleurs celle-ci qui a passé la rampe et qui doit donc
être examinée par le deuxième conseil. 55

MOTION
DATUM: 14.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

Remettant en cause les différents rapports faisant état d'un régime dictatorial dans le
pays de la corne de l'Afrique, le conseiller national Burgherr (udc, AG) demande au
Conseil fédéral de durcir la pratique de l'asile à l'égard de l'Erythrée. Partant en outre
du principe que les personnes qui désertent l'armée ne sont en danger que dès le
moment où elles fuient, elles ne devraient pas recevoir l'asile en Suisse, comme prévu
par la dernière révision de la loi sur l'asile. Le député évoque de plus des rapports plus
récents qui attesteraient que les personnes retournant en Erythrée ne risquent pas de
persécution et montrent même des signes d'une évolution encourageante de la
situation du pays. Simonetta Sommaruga, lors du débat en chambre basse, a exposé les
raisons du désaccord du Conseil fédéral par rapport à l'objet: il est impossible
d'imposer un durcissement généralisé pour l'ensemble des ressortissants et
ressortissantes d'un pays, car cela contrevient au droit constitutionnel et à la tâche du
SEM qui consiste à examiner chaque demande d'asile. Cette application du secrétariat
d'Etat aux migrations permet d'ailleurs de ne pas accorder l'asile aux personnes qui
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n'en ont pas besoin, selon la conseillère fédérale socialiste. Les députées et députés
ont suivi cet avis et se sont prononcés à 118 voix contre 73 et 2 abstentions en défaveur
de la motion.

Le Conseil national a refusé lors de la session de printemps 2018 une motion du député
Glarner (udc, AG) qui demandait au Conseil fédéral de fixer les modalités pour
suspendre les procédures d'asile en cas de situation exceptionnelle. En effet, cette
disposition existe dans la loi actuelle sur l'asile, mais ne précise pas quels chiffres
représentent une "situation exceptionnelle". L'agrarien propose de fixer le seuil à 4000
demandes d'asile en un mois. Une fois ce nombre atteint, comme c'était le cas au
moment de la session, le Secrétariat aux Migrations (SEM) devrait interrompre le
traitement des demandes d'asile venant de personnes ressortissants de "pays sûrs" ou
de pays dont le taux de reconnaissance en matière d'asile est bas. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. En effet, 4000 demandes par mois
ne constituent pas une situation d'exception. De plus, le fait de suspendre les
demandes d'asile, prétendument non fondées, irait à l'encontre de l'accélération des
procédures voulues par la nouvelle révision de la loi sur l'asile. Enfin, des mesures ont
été prévues par le Conseil fédéral en cas d'afflux extraordinaire de requérantes et
requérants d'asile, avec notamment le concours de l'armée. Lors du débat en chambre,
le conseiller national Glarner a brandi la menace d'"inondation" par un flux de "migrants
économiques", accueillis par un SEM atteint d'un "syndrome du sauveur". Cela n'a
convaincu que les rangs de l'UDC, qui ont représenté les 66 voix pour. Un front uni de
125 voix sans abstentions s'est opposé au projet.

MOTION
DATUM: 15.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil des Etats s'est penché sur la motion Pfister "Pas de voyage dans le pays
d'origine pour les personnes admises à titre provisoire", en même temps que les
motions 15.3803 et 15.3844, qui présentent toutes deux un contenu similaire. La
motion Pfister est la seule des trois à avoir été acceptée, par 24 voix contre 13 et deux
abstentions, selon la recommandation de la commission des institutions politiques
(CIP-CE). En effet, le contenu de la présente motion est recouvert par les exigences de
la motion 18.3002: Adaptations ponctuelles du statut des étrangers admis à titre
provisoire, qui avait déjà été adoptée par le Conseil des Etats, mais elle va plus loin et
pourrait être mise en œuvre en même temps que les autres adaptations, si la motion
passe la rampe du Conseil national. 56

MOTION
DATUM: 11.06.2018
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil des Etats s'est prononcé lors de la session d'été 2018 sur la motion du
groupe libéral-radical visant une interdiction de voyager pour les personnes relevant
du domaine de l'asile. La Commission des institutions politiques du Conseil des Etats
(CIP-CE) avait proposé à son conseil de traiter cette motion en même temps que la
motion UDC, «interdire les voyages à l'étranger aux requérants d'asile et aux personnes
admises à titre provisoire» au contenu similaire. A une courte majorité, la commission
avait recommandé le rejet de ces motions, en faisant référence à son projet
«Adaptations ponctuelles du statut des étrangers admis à titre provisoire» qui aborde
la question des voyages à l'étranger. Les sénateurs et sénatrices ont rejeté les deux
motions sans débat. 57

MOTION
DATUM: 11.06.2018
SOPHIE GUIGNARD

La motion Geissbühler (udc, BE) visant à activer un retour sans risque de persécution
pour les Erythréens a été débattue au Conseil des Etats en septembre, en même temps
que la motion du PLR Damian Müller (plr, LU) qui demande «une politique d'asile
équitable envers les demandeurs d'asile érythréens». Un troisième objet, plutôt
antagoniste des deux précédents, sous la forme d'une pétition citoyenne exigeant un
«droit d'asile des Erythréens» figurait également à l'ordre du jour. 
Le débat a surtout tourné autour de la situation politique du pays de la corne de
l'Afrique. Anne Seydoux-Christe  (pdc, JU) a cité le rapport 2017/2018 d'Amnesty
International, qui fait état de violations graves des droits humains, tout comme
plusieurs rapports de l'ONU, cités par Pascale Bruderer Wyss (ps, AG). Le groupe
socialiste, très présent au début du débat, a souligné les démarches du DFAE visant à
établir un dialogue avec le gouvernement érythréen, dans le même but que celui
poursuivi par les motionnaires, à savoir arriver à des accords migratoires. L'UDC est
intervenue, par le truchement du sénateur Germann (udc, SH) qui a déposé une
proposition individuelle, alors que son appartenance à la commission responsable de

MOTION
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l'objet, lui permettait d'établir une proposition de minorité, ce qui lui a été reproché
par plusieurs de ses collègues, qui déploraient un manque de respect des traditions du
Conseil d'Etat. La proposition de Germann, à savoir accepter la motion, a donc été
refusée par les sénateurs et sénatrices par 24 voix contre 16 avec 2 abstentions. 58

Le sénateur Damian Müller (plr, LU) a déposé une motion visant à mener une politique
d'asile équitable envers les demandeurs d'asile érythréens. Cette politique implique
selon lui trois mesures à prendre pour le Conseil fédéral, à savoir, lever autant
d'admissions provisoires que possible, examiner tous les dossiers des personnes
érythréennes admises provisoirement afin de déterminer les raisons qui
empêcheraient de lever leur admission et enfin de renforcer la présence diplomatique
de la Suisse en Erythrée pour assurer l'exécution des renvois. 
A la chambre haute, la motion a été débattue en même temps qu'une motion aux buts
similaires de la conseillère nationale Geissbühler ainsi qu'une pétition citoyenne
demandant au contraire la sauvegarde du droit d'asile pour les requérantes et
requérants érythréens. Le débat, comme la plupart des débats parlementaires autour
de l'Erythrée consistait surtout à savoir s'il fallait considérer le pays de la corne de
l'Afrique comme une dictature ou non. Les deux camps étaient en outre délimités de la
même manière que lors des discussions antérieures: le bloc bourgeois et l'UDC
affirmant que la situation s'y est maintenant largement démocratisée, tandis que la
gauche, brandissant des rapports d'ONG et d'organisations supranationales, s'opposait
à cette vision «idyllique» du pays. Au final, 30 voix se sont prononcées pour
l'acceptation de la motion, contre 9 et 2 abstentions. La motion Geissbühler(udc, BE),
elle, avait été rejetée. La raison de cette différence de traitement tient peut-être au
fait, que, comme le souligne Simonetta Sommaruga, ministre socialiste de l'asile, le SEM
est déjà en train d'examiner tous les dossiers des admissions provisoires érythréennes
afin d'en lever le plus possible. 59

MOTION
DATUM: 19.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

En septembre 2018, le Conseil des Etats a débattu la motion de la CSEC-CN: «inciter les
jeunes migrants arrivés tardivement en Suisse à achever une formation du degré
secondaire II» en même temps que la motion de sa commission sœur (18.3707), qui
veut étendre cette mesure aux adolescents et jeunes adultes en provenance d'Etats de
l'UE, de l'AELE ou d'Etats tiers. Ce projet devrait permettre d'élaborer pour les jeunes
étrangers et étrangères, un programme similaire à l'Agenda Intégration Suisse, conçu
pour les enfants et jeunes adultes mineurs non accompagnés du domaine de l'asile. 
Le Conseil fédéral a recommandé le rejet des deux motions, arguant qu'il serait
opportun d'agir après la communication des résultats d'études consacrées à ces
questions, tant dans le domaine de la formation que de l'intégration. Les sénateurs et
sénatrices n'ont pas suivi cet avis, et ont rejeté la motion 16.3911 (qui concernait les
jeunes du domaine de l'asile) au profit de la motion 18.3707 (qui voulait élargir cette
intégration à l'ensemble des jeunes de l'étranger arrivés tardivement en Suisse). Pour
rappel, la motion 16.3911 avait été acceptée par le Conseil national en mars 2017. 60

MOTION
DATUM: 19.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Au Conseil national, 51 voix (principalement du PS et des Verts) se sont opposées à la
motion Müller qui permettrait de "mener une politique d'asile équitable envers les
demandeurs d'asile érythréens". Elles n'ont pas suffi face aux 127 voix et 2 abstentions
des autres parlementaires. La motion a ainsi été adoptée le 4 mars 2019. 61

MOTION
DATUM: 04.03.2019
SOPHIE GUIGNARD

Passée devant la commission de la science, de l'éducation et de la culture (CSEC-CN)
du Conseil national, la motion visant à inciter les jeunes migrants arrivés tardivement
en Suisse à achever une formation du degré secondaire II n'a pas convaincu. La
majorité (14 voix) a choisi de la rejeter, arguant qu'un mélange des compétences de la
Confédération et des cantons n'était pas souhaitable, du moins pas avant la parution du
rapport commandité par la CDIP et le SEFRI. Ce rapport permettra de faire la lumière
sur les différents programmes d'intégration et les populations concernées. Une
minorité (9 voix) souhaitait tout de même accepter la motion, pour manifester leur
volonté d'avancer sur le dossier de l'intégration. 
Au Conseil national, le même rapport de force était à l’œuvre: 115 voix émanant de
l'UDC, du PLR et du PDC se sont opposées à la motion, contre les insuffisantes 67 voix
des autres partis. 62
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Le groupe UDC a déposé une motion, portée par le député Glarner(udc, AG), qui visait
l'établissement de centres de rétention pour étrangers devant être expulsés. Selon le
parti agrarien il est nécessaire d'écarter la menace à la sécurité publique que
représenteraient les personnes étrangères qui n'ont pas obtenu de permis de séjour en
Suisse, mais dont le renvoi ou l'expulsion ne peut être exécuté. Une privation de liberté
permettrait d'inciter les départs volontaires. 
Le Conseil fédéral s'est prononcé contre la motion, rappelant que les mesures de
rétention sont illicites depuis 1995, en raison d'incompatibilité avec la CEDH.
Cependant, d'autres mesures existent, comme la détention administrative, la détention
pour insoumission, l'assignation à résidence ou l'interdiction de périmètre. 
La chambre basse s'est ralliée à cet avis, la motion ne récoltant que 60 voix (contre 114,
sans abstention), toutes issues des rangs UDC. 63

MOTION
DATUM: 13.06.2019
SOPHIE GUIGNARD

Le député Christian Imark (udc, SO) souhaite un rappel à l'ordre des requérants
réfractaires. Il entend ainsi tirer la sonnette d'alarme sur des situations dont il a pris
connaissance par la Basler Zeitung. Dans les foyers pour personnes mineurs relevant de
l'asile (en procédure ou admises provisoirement) la situation disciplinaire serait
inquiétante. Christian Imark vise par une motion, déposée en mars 2018, tout
particulièrement des jeunes originaires de Somalie et d'Erythrée, dont il estime que ce
sont des «réfractaires qui pensent que tout leur est dû, sans fournir une moindre
contre-prestation». Pour pallier à cette situation, l'agrarien demande un catalogue de
sanctions disciplinaires qui pourraient être appliquées dans les foyers, allant de la
confiscation du téléphone à l'expulsion dans le pays d'origine en passant par
l'internement. 
Le Conseil fédéral s'est positionné contre la motion. Par le truchement de la ministre
de Justice et Police, Karin Keller-Sutter, il a rappelé les possibilités de sanction
existantes: la réduction de l'aide sociale, les règlements internes aux foyers d'accueil,
qui sont en outre tenus de communiquer tous les incidents relevant du pénal aux
autorités de poursuite et enfin les mesures de contrainte du droit des étrangers, qui
peuvent être appliquées aux personnes mineures, si les conditions sont remplies. 
Le projet Imark n'a pas séduit en dehors des rangs de son parti: deux députés PLR
seulement ont plébiscité la motion, qui a été refusée par 134 voix contre 54 et deux
abstentions (PLR et groupe du centre). Celle-ci a donc été classée en mars 2020. 64

MOTION
DATUM: 05.03.2020
SOPHIE GUIGNARD

Son examen n'ayant pas été achevé dans le délai de deux ans, la motion Köppel (udc,
ZH) sur la saisie statistique des motifs d'asile a été classée. Le Conseil fédéral s'y était
opposé, estimant que les motifs garantissant l'asile étaient exhaustivement décrits dans
l'article 3 alinéa 1 de la loi sur l'asile (LAsi) et qu'un décompte au cas par cas de ceux-ci
entraînerait un surcoût important pour l'administration.

MOTION
DATUM: 25.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le député de la Lega dei Ticinesi, Lorenzo Quadri (lega, TI), avait déposé en 2018 une
motion demandant au Conseil fédéral d'«abandonner tout de suite l'idée de
subventionner ceux qui engagent des réfugié-e-s». Il visait par là les programmes
d'intégration cantonaux (PIC), dans le cadre desquels des mesures sont mises en place
pour favoriser l'emploi. Le député estimait que les Suisses et Suissesses, selon lui trop
souvent discriminé-e-s dans leur propre pays, méritaient ces aides, plus que les
personnes relevant de l'asile. 
L'objet a été classé en 2020, le Conseil national n'en ayant pas achevé l'examen dans
un délai de deux ans.

MOTION
DATUM: 25.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a rejeté, en octobre 2020, la motion Dettling qui demandait au
Conseil fédéral de Renoncer à construire le centre fédéral pour requérants d'asile à
Wintersried. Selon le député, les chiffres des demandes d'asile étant en baisse, il n'est
pas nécessaire de construire encore d'autres centres fédéraux. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion, arguant que même si le taux actuel
de demandes d'asile est bas, il peut augmenter rapidement et même fluctuer de
manière importante en l'espace de semaines et de mois, c'est pour cette raison que la
Confédération a besoin de construire ce nouveau centre, qui offrira les 340 places que
nécessite la Suisse centrale. L'objet a été plébiscité par tout le groupe UDC, une voix
PLR et une voix du groupe du centre, et rejeté par 126 voix. Un membre du groupe du
centre s'est abstenu. 65

MOTION
DATUM: 30.10.2020
SOPHIE GUIGNARD
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Lors de la session d'hiver 2020, le Conseil national a rejeté sans débat une motion
Meyer, qui demandait la mise en place de mesures pour faire cesser les noyades de
personnes migrantes en Méditerranée. La socialiste demandait à la Suisse de prendre
part à la mise en place d'une structure civile de sauvetage en mer au niveau européen,
de soutenir un système de répartition des personnes sauvées en mer, d'offrir l'appui
nécessaire aux communes prêtes à accueillir des personnes réfugiées arrivées par
bateau et enfin de tout mettre en œuvre pour que les personnes sur la route de l'exil
internées en Libye soient libérées sans délai, en soutenant une prise en charge dans le
cadre du programme de réinstallation des Nations Unies. Le texte a rencontré une
opposition de la droite et du centre, avec toutefois 5 voix PDC et 3 voix PLR favorables.
Le score final s'élevait à 81 voix pour, 99 contre et 4 abstentions. 66

MOTION
DATUM: 09.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a refusé, en décembre 2020, une motion du député Mike Egger, qui
souhaitait externaliser les coûts relatifs à l'aide d'urgence. L'aide d'urgence est une
somme versée par la Confédération aux cantons pour la subsistance des personnes
déboutées de l'asile, dont le renvoi n'a pas encore pu ou ne peut pas être exécuté. Il
s'agit d'un forfait de 8 et 10 CHF par jour, parfois versés en nature, ainsi qu'une place
pour dormir dans un centre spécial et une couverture des frais médicaux de base. En
2017, la somme totale des dépenses de la Confédération pour l'aide d'urgence s'élevait
à 63 millions. Le député agraire souhaite adresser cette facture aux pays d'origine des
personnes déboutées qui ne coopèrent pas activement au renvoi de celles-ci. 
Le parlementaire Egger n'a pas réussi à séduire au-delà de ses rangs, puisque seule
l'UDC s'est montrée favorable au projet, lui donnant 52 voix, qui n'ont pas suffi face aux
134 autres et à l'absence d'abstention. 67

MOTION
DATUM: 09.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

La CIP-CN a déposé en août 2020 une motion qui demandait au Conseil fédéral de
développer des prestations d'identification et de prise en charge des victimes de
violence et de traumatismes dans le cadre du droit d'asile. Le texte demandait
également l'accès à des offres fournies par des prestataires externes, visant ainsi à
combler la pénurie de prestations spécialisées par exemple en psychiatrie ou
pédopsychiatrie, que la réponse au postulat Feri avait mise en lumière. L'opposition de
l'UDC et du PLR n'a pas suffit à faire échouer le projet, accepté par 114 voix contre 76 et
deux abstentions en décembre 2020. 68

MOTION
DATUM: 16.12.2020
SOPHIE GUIGNARD
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